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Zur Frage nach den geſetzlichen Grundlagen des Be- 
griffes Ehrenkränkung nach $ 1339 a. b. G. B. 


Eine hiſtoriſch⸗kritiſche Unterſuchung von Wenzel Trümmel, k. k. Polizei⸗ 
commiſſär in Prag. 

Bekauntlich enthält das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch im $ 1339 
eine Beſtimmung, woraus die Praxis in Uebereinſtimmung mit der 
Doctrin den Begriff einer beſonderen „Polizeiübertretung der Ehren⸗ 
kränkung“ ableitet, deren Ahndung den politiſchen, bezw. (. f. Polizei⸗ 
behörden vindicirt wird. Man iſt bisher von der Rechtsanſchauung 
ausgegangen, daß das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch im § 1339 den 
Begriff Ehrenkränkung ſeſtgeſtellt hat und legte jener Anordnung den 
Charakter einer conſtitutiven Beſtimmung bei. “) 

Obzwar es nun dieſer einmüthigen Rechtsüberzeugung gegenüber, 


welche meines Wiſſens bislang nicht dem leiſeſten Widerſpruche begegnete, 2) | 


Vgl. die Abhandlung „Ueber Ehrenkränkungen“ von Dr. Leopold Pre⸗ 
leuthner in diefer Zeitſchrift Nr. 1, Jahrg. 1880. 

2) So viel mir bekannt iſt, war Randa der Erſte und bisher der Einzige, 
der in einer, die Obligationen aus unerlaubten Handlungen betreffenden Ab⸗ 
handlung („Prävnik“ Jahrg. 1879, S. 508) die bisher auf den 8 1339 a. b. 
G. B. geſtützte Strafcompetenz der politiſchen Behörden in Zweifel zog, ohne 
jedoch nähere Gründe anzuführen. Wenn ich recht verſtanden habe, betrifft jener 
Zweifel nicht blos die rein formelle Frage der Competenz, ſondern vielmehr die 
Frage nach den legalen Grundlagen des Rechtsbegriffes der beſagten Polizei⸗ 
übertretung. Die Strafcompetenz der Verwaltungsbehörden (politiſchen und landes⸗ 
fürſtlichen Polizeiorgane) kann nach meinem Dafürhalten keinem Zweifel unterliegen, 


zum mindeſten gewagt erſcheinen könnte, wenn man die Berechtigung 
zu jener Annahme in Frage ſtellen wollte, ſo will ich es dennoch wagen, 
die Legalitätsfrage aufzuwerfen, die Frage nämlich, ob und wie weit 
wir vom Standpunkte der gegenwärtigen Geſetzgebung und Geſetzes⸗ 
auslegung berechtigt find, in der Beſtimmung des $ 1339 a. b. . B. 
eine Rechtsnorm über den Beſtand einer bejonderen Polizeiübertretung 
der Ehrenkränkung anzunehmen und zu behaupten. 

Es wird ſich alſo darum handeln, ſicherzuſtellen, welche Bedeutung 
und Tragweite der Anordnung des § 1339 innewohnt. 

Die Behandlung dieſer Frage kann natürlich nur auf hiſtoriſch— 
dogmatiſcher Grundlage ſtattfinden, weshalb ſich die Nothwendigkeit 
herausſtellt, auf die Quellen unſeres bürgerlichen Rechtes zurückzugehen, 
womit die Publicirung der Materialien, nämlich der einſchlägigen 
Berathungsprotokolle des bürgerlichen Geſetzbuches, verbunden werden ſoll. 

Bevor ich nun an die eigentliche Löſung der Eingangs geſtellten 
Frage gehe, will ich die Gründe näher prüfen, worauf die Praxis 
ſowohl, als auch die Doetrin, ſoweit letztere ſich mit dieſer Frage in 
den diverſen Commentaren beſchäftigt, die bisher in Geltung ſtehende 
Rechtsüberzeugung ſtützt. Dabei will ich mich auf den Zeitraum vor 
der Kundmachung des gegenwärtig geltenden allgemeinen Strafgeſetzes 
vom 27. Mai 1852 beſchränken, weil ich der Anſicht bin, daß ſchon 
damals die herrſchend gewordene Anſchauung, als ob der § 1339 eine 
rechtsbegründende Norm enthielte, eine irrige war, demnach die 
Annahme einer beſonderen, durch die politiſchen Behörden zu ahndenden 
Polizeiübertretung der Ehrenkränkung der legalen Berechtigung entbehrte. 

Der chronologiſchen Ordnung gemäß wende ich mich zuerſt zu den 
Commentatoren des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches und jenen 
Schriftſtellern, welche über den $ 1339 irgend etwas Beachtenswerthes 
geſchrieben haben. 

Von den erſteren iſt nur Zeiller zu erwähnen, von den 
letzteren Kopetz, Kudler und v. Barth-Barthenheim. Alle 
anderen Schriftſteller, deren Bekanntſchaft ich gemacht habe, behandeln 
dieſen Gegenſtand faſt gar nicht oder ſo flüchtig, daß ſie ſich lediglich mit 
der kurzen Wiedergabe deſſen begnügen, was Zeiller anführt, oder ſich 
blos auf den Wortlaut des § 1339 beziehen und allenfalls noch die 
die Behördencompetenz betreffende Vorſchriſt (nämlich das Hofdecret vom 
14. März 1812) anrufen, womit natürlich die rechtliche Exiſtenz des 
fraglichen Begriffes nicht nachgewieſen erſcheint. 

In der Anmerkung 2) zu § 1330 jagt nämlich Zeiller: „Das 
Recht, eine Geldbuße zur Vergütung der gekränkten Ehre zu fordern, 
wird dem Beleidigten von dem Geſetze nicht zugeſtanden, weil einem 
ehrliebenden Bürger ſeine Ehre nicht um Geld feil ſein ſoll und weil 
durch dieſe Verfügung vielen, oft geſuchten Veranlaſſungen zu Injurien 
wenn nur die Grundlage des fraglichen Rechtsbegriffes durch eine geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung ſichergeſtellt erſcheint. Hierauf und nicht auf die rein formelle Frage 
nach der Behördencompetenz bezog ſich offenbar jener Zweifel, der auch den 
Impuls zu der nachfolgenden Unterſuchung gab, deren Reſultat ich zuerſt in der 


böhmiſchen juriſtiſchen Zeitſchrift „Prävnik“ Heft 5 und 6 l. J. veröffentlichte. 


vorgebeugt wird. Wohl aber kann nach Beſchaffeuheit der Umſtände die 
Strafe eines Verbrechens (1. SS 188 und 189), einer ſchweren Polizei- 
übertretung (II. SS 234 244) oder eines minderen Polizeiver⸗ 
geheus ſtattfinden.“ Hierauf fügt er in der Note *) bei: „Solche 
Injurien ſind nach den beſonderen darüber beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften zu behandeln. Erläuterung vom 21. Jänner 1805.“ 
(Zeiller, Comment. S. 766.) Weiters bemerkt er bei § 1340 in der An⸗ 
merkung 1): „Welche (Haudlungen) als Verbrechen dem Criminalgerichte, 
weiche als ſchwere Polizeiübertretung den politiſchen Obrigkeiten zugewieſen 
find, iſt aus dem Strafgeſetzbnche zu entnehmen. J. Th. Hauptſt. 9, 
12 ff. II. Th. Hauptſt. 8 ff. — Die übrigen ſind ebenfalls der 
politiſchen Obrigkeit zur Unterfuchung und Beſtrafung über— 
laſſen, worüber daun auch die näheren Beſtimmungen der 
politiſchen Geſetzgebung und Verwaltung zukommen.“ 

Kopetz (in feinem Handbuche der politiſchen Geſetzkunde, Wien 
1807 und 1819, 2 Bde.) erwähnt des § 1339 in dem III. Haupt⸗ 
ſtücke „Ueber Ehrenſicherheitspolizei“ Derſelbe lehrt (im § 1066): 
„Das öſterreichiſche Strafgeſetz unterſcheidet Verleumdungen und Ehren— 
beleidigungen. Jene ſind als Verbrechen, dieſe aber entweder als ſchwere 
ee oder, inſofern ſie in dem Geſetzbuche über 
ſchwere Polizeiübertretungen nicht aufgenommen ſind, als 
mindere Polizeivergehen erklärt. Jene werden daher der Gerichts— 
barkeit der Criminalgerichte gehören, die letzteren hingegen werden von der 
politiſchen Obrigkeit unterſucht und entweder nach dem Geſetzbuche über 
ſchwere Polizeiübertretungen, oder, in Anſehung der minderen Vergehen, 
nach den beſonderen politiſchen Verordnungen beſtraft.“ Hier 
wird nun in der Anmerkung 4) auf die $$ 1330, 1339, 1349 und 1490 
a. b. G. B. gewieſen und im Texte bemerkt Kopetz weiter: „Dieſer Unter— 
ſchied (zwiſchen ſchweren und minderen Polizeivergehen) iſt ſelbſt in der 
alteſten öſterreichiſchen Strafgeſetzgebung gegründet, indem vermöge der Land— 
gerichtsordnung vom Jahre 1656 nur die ſchweren Ehrenverletzungen von 
den Landgerichten, die geringeren aber von den politiſchen Obrigkeiten 
beſtraft werden ſollten und daher auch in den Tract. de jur. incorp. 
aufgenommen wurden.“ Weiters führt derſelbe (im S 1074) ans: „Die 
übrigen, weder im Geſetzbuche über Verbrechen, noch in jenem über 
ſchwere Polizeiübertretungen enthaltenen minderen Ehrenbe leidi⸗ 
gungen (Injurien) müfſen nach den beſonderen darüber beſtehenden 
Strafverordnungen unterſucht und beurtheilt werden (vgl. § 1066). 
Inden ſich die bürgerliche Gerichtsbarkeit nur mit der Schadloshaltung 
des an feiner Ehre verletzten Staatsbürgers beſchäftigen kann ($ 1330 
a. b. G. B.), fo wurden auch dieſe minderen Ehrenbeleidigungen 
den 1 9 Obrigkeiten zur Unterſuchung und Aburtheilung 
zugewieſen.“ Hier wird nun der § 1339 a. b. G. B. ausdrücklich 
citirt und im Texte der Wortlaut des Hofdecretes vom 14. März 1812, 
worauf ich zurückkommen werde, eingeſchaltek. Daran knüpft Kopetz 
mit Berufung auf die für Böhmen ergangenen Hofdeerete vom 4. Jänner 
1793 und vom 3. April 1794, von denen auch Erwähnung gemacht 
wird, die Schlußbemerkung: „In Böhmen wurden die in den alten 
Stadtrechten erhaltenen Straſen auf Injurienhändel aufgehoben, die 
Beſtrafung der Unterthanen an Geld hierbei gänzlich verboten und 
die Gerichtsbarkeit darüber bereits früher den Wirthſchaftsämtern zugewieſen, 
welche auch über die Schadloshaltung des Beleidigten einen gütlichen 
Vergleich zu verſuchen verpflichtet ſind.“ 

Kudler (Erklärung des Strafgeſetzes über ſchwere Polizeiüber— 
tretungen, Wien 1824, 2 Bde.) erwähnt der Polizeiübertretung der 
Ehrenkränkung an einigen Stellen ſeines trefflichen Commentars. So 
ſagt er bei Erklärung des VII. Abſchnittes der Einleitung in das 
Strafgeſetzbuch (S. 18): „Als ſolche (andere) Uebertretungen, welche 
den im Strafgeſetzbuche enthaltenen ſtrafbaren Handlungen nicht beigeſellt 
wurden, ſind zu betrachten: 1. Rechts verletzungen von fo geringem Be⸗ 
lange, daß ſie die zur Begründung einer ſchweren Polizeiübertretung 
erforderliche Gefährlichkeit nicht erreichen, z. B. geringe Ehren ver— 
letzungen, minder bedeutende Mißhandlungen bei dem Mißbrauche 
einer Zuchtgewalt u. dgl.“ S. 20 führt derſelbe ausdrücklich an, daß 
„die Beſtrafung einer geringeren Ehrenverletzung in den Hauptſtädten 
den Polizeidirectionen übertragen ſei.“ Ebenſo beruft er ſich (S. 325) 
bei Erklärung des § 183 St. G. (§ 431 des jetzigen Strafgeſetzbuches) 
auf die Beſtimung des $ 1339 a. b. G. B., wornach mindere Körper⸗ 
verletzungen (d. h. ſolche, welche weder zu den Verbrechen, noch zu 
den ſchweren Polizeiübertretungen gehören) als bloße Vergehungen 
anzuſehen ſind, die von der politiſchen Obrigkeit unterſucht und beſtraft 
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werden ſollen. Zugleich wird das aus Anlaß von Competenzzweifeln 
ergangene und bereits vielfach erwähnte Hofdecret vom 14. März 1812 
angezogen und in der beigegebenen Note 1) bemerkt, daß für die Unter— 
ſuchung und Beſtrafung dieſer Fälle, ſowie der geringeren Ehrenver— 
letzungen und widerrechtlichen Kränkungen der Freiheit, welche nicht 
ſchwere Polizeiübertretungen find, die Polizei-Oberdirection (in Wien) 
eine beſondere Inſtruction erhielt, laut Note der Polizei⸗Hofſtelle vom 
27. Mai 1812 (nied.⸗öſterr. Reg.⸗Vdg. vom 11. Juni 1812). ) Bei 
Erklärung des XII. Hauptſtückes (von ſchweren Polizeiübertretungen 
gegen die Sicherheit der Ehre) ſagt Kudler (S. 404) abermals, daß 
alle übrigen minder wichtigen Ehrenkränkungen als Polizei— 
vergehen beſtraft werden und dasſelbe wiederholt er S. 423 u. 424 
mit ausdrücklicher Citirung des $ 1339 a. b. G. B. 

Was ſchließlich v. Barth betrifft, ſo beruft ſich derſelbe in ſeinem 
ausgezeichneten, noch heutzutage brauchbaren und fehr leſenswerthen 
Werke (Syſtem der öſterreichiſchen adminiſtrativen Polizei, ein Verſuch 
von J. L. E. Grafen v. Barth-Barthenheim, Wien 1829, 4 Bde.) 
an diverſen Stellen wiederholt auf den $ 1339 a. b. G. B. So be- 
merkt er (III. Bd., S. 130): „Körperliche Verletzungen, welche nicht 
bei Gelegenheit von Raufhändeln zugefügt und in den einzelnen 
Verfügungen nicht aufgeführt werden, ſind entweder nach dem $ 183 
als ſchwere Polizeiübertretungen (gegen die Sicherheit des Körpers, 
§ 431 St. G. des jetzigen Strafgeſetzes) oder nach dem § 1339 des 
allg. bürg. Geſetzbuches als Polizeivergehen zu behandeln. Und 
S. 241 (ibid.) führt er an: „Ehrenbeleidigungen, wenn ſie nicht 
in die Claſſe der Verbrechen oder ſchweren Polizeiübertretungen gehören, 
ſollen als Vergehungen von der politiſchen Obrigkeit unterſucht und 
beſtraft werden. ($ 1339 a. b. G. B.)“ In feinen Ausführungen über 
das Strafverfahren und Competenz der Strafbehörden beruft er ſich 
(IV. Bd., S. 97) auf das bekannte Hofdecret vom 14. März 1812 
und unterſcheidet mit Rückſicht auf die damalige ſociale Gliederung und 
Rechtsgeſetzgebung bezüglich der ſubjectiven Competenz in politiſchen 
Straffällen zwiſchen a) Polizeivergehen, welche unter die Kategorie der— 
jenigen nicht gehören, welche im § 1339 des allg. bürg. Geſetzbuches 
vorkommen, und b) jenen, welche zu den in dem eben genannten Para— 
graph des allg. bürg. Geſetzbuches erwähnten Vergehen gehören. In 
der Lehre über die Amtswirkſamkeit bei politiſchen Vergehen (IV, 144 ff.) 
wird gejagt, daß ſich die politiſchen Vergehen beziehen 1. auf körperliche 
Verletzungen, widerrechtliche Kränkungen der Freiheit oder Ehren— 
beleidigungen; 2. oder auf ſonſtige politiſche Uebertretungen. Weiters 
wird der Inhalt des Reg.-Decretes vom 11. Juni 1812 mitgetheilt, 
worin der Polizei-⸗Oberdirection (in Wien) eine eigene Belehrung über 
die Form und Weile, wie ſie die Verhandlungen über die ihr mit 
Hofdecret vom 14. März 1812 zugewieſenen kleinen Injurien vor— 
zunehmen hat, vorgezeichnet wird. (IV., S. 165 ff.) Bezüglich der 
Strafnorm wird das Hofdecret vom 30. September 1806 bezogen 
und rückſichtlich der objectiven Competenz in politiſchen Straffällen 
(S. 101 ff.) der tract. de iurib. incorp. lit. III, 8 1 (über Rumor⸗ 
und Raufhändel, welche außer des Dachtropfen und Haushofes auf 
Gaſſen und Straßen ſich zutragen und nicht laudgerichtsmäßig find), 
dann Abſ. VII der Einleitung zum Strafgeſetze, endlich eine Erläuterung 
der Strafgeſetzgebungs-Hofcommiſſion vom 21. Jänner 1805 eitirt, 
wornach „einfache thätige Privat-Injurien, welche das Strafgeſetz 
weder für Verbrechen noch ſchwere Polizeiübertretungen erklärt, den 
dazu beſtimmten Behörden nach den darüber beſtehenden Vor— 
ſchriften vorbehalten bleiben.“ 

Schließlich wären noch die Ausſprüche der berufenen oberſten Be— 
hörden zu erwähnen. In dieſer Beziehung dürſte der Hinweis auf die 
Entſcheidungen des k. k. oberſten Gerichts- und Caſſationshofes genügen, 
welche in den Jahren 1850 — 1852 ergangen find und deren Publi⸗ 
cirung Franz Peitler („Syſtematiſche Sammlung von 326 auf das 
materielle Strafrecht ſich beziehenden Entſcheidungen ꝛc.“ Wien 1853) 
. Vgl. S. 182 ff. die Entſcheidungen über Ehrenkränkungen 


) Vgl. Barth⸗Barthenheim, nen der öſterreichiſchen adminiſtrativen 
Polizei, IV. Bd., S. 161 (recte 146 ff.). 

9 Warn fand der oberſte Gerichtshof den Thatbeſtand der Ehrenkränkung 
nach § 1339 a. b. G. B.: 1. in der in einem Privatorte blos im Geſpräche 
gemadie Bezeichnung gegen eine beſtimmte Perſon: „daß ſelbe ein schlechter 
Kerl ſei“, (Nr. 187 ibid.); 2. in der blos brieflich vorgebrachten, ungegründeten 
Beſchuldigung wegen eines Diebſtahls Nr. 188); 3. in der von einem öffentlich 
angeſtellten Arzte in einer Anzeige an die Behörde mit Beſtimmtheit ausge⸗ 


nach $ 1339 a. b. G. B. Nr. 187—197, daun S. 185 Nr. 198 
(die Uebertretung der widerrechtlichen Beſchränkung der perſönlichen Freiheit 
nach $ 1339 a. b. G. B.). Weiters S. 237, Nr. 288, 285. (Un⸗ 
zeitige, unberufene und unangemeſſene Rathſchläge an einen in Ausübung 
ſeines Amtes begriffenen Gendarmen, wodurch das einem jeden gegen 
eine Wache obliegende anſtändige Benehmen verletzt wird, ſind nicht 
nothwendig eine wörtliche Beleidigung derſelben und können nach Um— 
ſtänden nur mit Anwendung des Hofdecretes vom 30. September 1806 
geahndet werden. Aeußerungen gekränkten Ehrgefühles wegen gering— 
ſchätziger Behandlung durch barſches oder grobes Auftreten der Gen⸗ 
darmerie begründen weder die Uebertretung der Wachebeleidigung, noch 
eine einfache Ehrenbeleidigung.) S. 241, Nr. 287. (Ein blos un⸗ 
böfliches, unehrerbietiges Benehmen bildet nicht einmal eine Ehren⸗ 
kränkung nach $ 1339 a. b. G. B S. 247, Nr. 291 Anm. („Wird 
bei einer Rauferei Jemandem zwar nicht eine mit ſichtbaren Merk⸗ 
malen und Folgen verbundene Verletzung, wohl aber eine andere leichte 
körperliche Beſchädigung zugefügt, fo iſt der Raufhandel doch nicht ſtraſlos, 
ſondern nach § 1339 a. b. G. B. zu ahnden.“) S. 255, Nr. 306. 
(Die Drohung mit Schlägen (Hundspeitſche! durch bloße Zeichen be⸗ 
gründet nur die Uebertretung der Ehrenbeleidigung nach § 1339 a. b. 
G. B., nicht aber nach $ 496 St. G. ($ 241 l. Strafgeſetz ex 1803), 
indem nach dem letzten Paragraphe hiezu erforderlich iſt, daß Jemand 
laut, um gehört zu werden, mit Schlägen bedroht wurde.) S. 257, 
Nr. 312. (Bei Ehrenkränkungen durch Beſchimpſung beſteht die geringſte 
Strafe nicht in 24ſtündigem, ſondern nach § 241 St. G. II. Th. 
(S 496 St. G.) in Ztägigem Arreſte, darnach die Strafe im Sinne 
des Hofkanzleideeretes vom 30. September 1806 zu bemeſſen iſt.) 
b, d, fit 
(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Ehrverletzendes Benehmen des Principals gegen den Handlungs⸗ 

gehilfen berechtigt Letzteren im Sinne des Art. 33 H. G. zur 

ſofortigen Aufhebung des Dienſtverhältniſſes und verpflichtet 

Erſteren zur vollen Vergütung des bedungenen Lohnes für die 
reſtliche Dienſtdauer. 

A. B. hatte am 17. November 1882 mit P. K. einen Vertrag 
abgeſchloſſen, demzufolge er Letzteren als techniſchen Leiter ſeiner Glas— 
fabrik in Oberlembach bis 16. Mai 1883 mit einem Monatsgehalte 
von 100 fl. anſtellte und es ſollte innerhalb dieſer Vertragsfriſt nur 
dem P. K. ein Kündigungsrecht zuſtehen, während A. B. bis 16. Mai 
1883 das Recht zu kundigen nicht hatte. 

A. B. wußte es aber durch ſein die Ehre des P. K, verletzendes 
Benehmen, um für den Nachfolger den Poſten frei zu bekommen, zu 
erwirken, daß P. K. am 16. Jänner 1883 ſeine Stellung in der 


Fabrik des A. B. zu verlaſſen gezwungen war, und es wurde A. B. | 


über die Klage des P. K. auch thatſächlich mit Urtheil vom 17. März 


u 


Das k. k. Handelsgericht in Wien wies mit Urtheil vom 10. Juni 
1884, 3. 71.510, das Klagebegehren unbedingt ab mit folgender 
Begründung: Der Kläger begründet ſeinen Anſpruch damit, daß er 
vertragsmäßig vom Geklagten als Director der dem Letzteren gehörigen 
Fabrik in Oberlembach mit einem Monatsgehalte von 100 fl. angeſtellt 
und laut Vertrages ddo. Marburg, 17. November 1882 berechtigt 
geweſen ſei, bis 16. Mai 1883 in dieſer Stellung und mit dieſem 
Gehalte zu verbleiben. In Folge wiederholter, ſchwerer Beleidigungen, 
deren eine dem Geklagten ſogar eine ſtrafgerichtliche Verurtheilung 
zuzog, habe Kläger ſich genöthigt geſehen, Mitte Jänner 1883 ſeinen 
Dienſt zu verlaſſen, weshalb er den vollen Lohn für die reſtliche Ver— 
tragsdauer, während welcher er keine andere lohnende Beſchäftigung 
gefunden habe, anſprechen dürfe. Allein wenn ſich der Kläger darauf 
beruft, daß er befugt geweſen ſei, wegen dieſer Ehrenbeleidigungen die 
Aufhebung des Dienſtverhältniſſes zu begehren, ſo kommt doch in 
Erwägung, daß, ſelbſt dieſen Fall vorausgeſetzt, die Art. 57 bis 63 
des H. G. dem Handlungsgehilfen für die Zeit, um welche er vor 
dem vertragsmäßigen Endpunkte der Dienſtleiſtung den Dienſt verläßt 
und hiebei von feinem Rechte der vorzeitigen Aufhebung des Dienſt— 
verhältuiſſes Gebrauch macht, keine Entſchädigung für den entgangenen 
Lohn zuſprechen, ebenſo wenig $ 1155 a. b. G. B., welcher von einer 
unbedingten Bereitwilligkeit des Angeſtellten zur Dienſtleiſtung ſpricht, 
von welcher doch im vorliegenden Falle nicht die Rede iſt. Eine that⸗ 
ſächliche Weigerung des Geklagten, den Kläger im Dienſte zu belaſſen, 
die beſtimmte Erklärung desſelben, dem Kläger Gehalt, Wohnung und 
Verpflegung nicht mehr leiſten zu wollen oder die Hinderung ſeiner 
Dienſtleiſtung hat der Kläger gar nicht behauptet. Es war demnach 
das Klagebegehren abzuweiſen. 

Das k. k. Oberlandesgericht Wien gab über Appellation des 
Klägers mit Erkenntniß vom 13. Auguſt 1884, 3. 12 151, in Ab⸗ 
änderung des erſtrichterlichen Urtheiles dem Klagebegehren unbedingt 
ſtatt aus folgenden Gründen: 

Im Ausſpruche in der Hauptſache war das Urtheil abzuändern 
und dem Klagebegehren jtattzugeben, und zwar dies in nachſtehender 
Erwägung: Im vorliegenden Falle kommt in Beurtheilung zu ziehen, 
1. ob einer der im Art. 63 H. G. vorgeſehenen Fälle eingetreten iſt, 
in welchen gegen den Principal die Aufhebung des Dienſtverhältniſſes 
ausgeſprochen werden kann, und 2. wenn dies der Falk iſt, in welchem 
Betrage von dem Kläger eine Entſchädigung angeſprochen werden könne. 
Der § 25 des Einführungsgeſetzes zum Handelsgeſetze ſchreibt vor, daß 
die im Gewerbegeſetze über das gewerbliche Hilfsperſonal enthaltenen 
Vorſchriften, inſoforn ſie ſich auf die Gehilfen bei Handelsgewerben 
beziehen und die Art. 59 bis 65 H. G. nicht etwas Anderes beſtimmen, 
neben dem Handelsgeſetze in Kraft zu verbleiben haben. Es kommt 
ſonach die erſtere Frage nach den Beſtimmungen des Handelsgeſetzes, 
die letztere nach der Gewerbeordnung zu entſcheiden. Durch das Straf— 
erkenntniß iſt erwieſen, daß der Geklagte den Kläger iu der Fabriks— 
kanzlei mit einem Schimpfnamen belegt hat, und es kann wohl keinem 
Zweifel unterliegen, daß die Beſchimpfung eines Directors oder tech— 
niſchen Leiters einer Fabrik von Seite des Principals in Gegenwart 


1883 vom k. k. Bezirksgerichte Marburg wegen Vergehens gegen die von Untergebenen als eine Ehrenkränkung im Sinne des Art. 63 H. G. 


Sicherheit der Ehre gemäß 8 496 St. G. zu einer Geldſtrafe von 
15 fl., eventuell drei Tagen Arreſt verurtheilt. 


Auf Grund dieſer Thatumſtände ſtellte P. K. das Begehren um 


angeſehen werden muß, und dies um jo mehr, als auch nach $ 78 II b 
der Gewerbeordnung ſchon durch die von Seite des Dienſtgebers 
begangene Uebertretung der Ehrenbeleidigung dem beſchimpften Gehilfen 


Erkenntniß: A. B. ſei über die in Folge ſeiner gegen den Kläger das Recht zur Dienſtesauflöſung gewährt wird. Daß der Bedienſtete 


begangenen Ehrverletzungen geſchehene Auflöſung des Dienſtverhältniſſes 
ſchuldig, dem Kläger den bedungenen Lohn für die vier Monate vom 
16. Jänner 1883 bis 16. Mai 1883 ſammt Zinſen und Koſten zu 
bezahlen. 


ſprochenen, grundloſen Beſchuldigung gegen einen Wundarzt, daß die von ihm 
angewandte Arzuei weſentlich den Tod einer beſtimmten Perſon bewirkt habe 
(Nr. 189); 4. in den in einer Eingabe an eine öffentliche Behörde gegen die 
Gegner gebrauchten Ausdrücken: „Republikaniſches Geſindel“ (Nr. 190); 5. in 
dem auf öffentlicher Straße gegen eine beſtimmte Perſon gerichteten beſchämenden 
Vorwurfe: „Schade, daß Sie Mediziner oder Doctor ſind“ (Nr. 191); 6. in der 
vor mehreren Menſchen gegen eine Perſon ausgeſtoßenen Aeußerung, fie ſoll 
ihre Kinder beſſer erziehen, da ihr Sohn eine Büchſe und Geld geſtohlen habe“ 
Nr. 192); 7. in der nur im Allgemeinen ausgeſprochenen ungegründeten Be⸗ 
ſchuldigung, daß der Beſchuldigte den Beſchuldiger um 200 fl. betrogen habe 
(Nr. 193); 8. in dem bloßen Verhöhnen der Gendarmerie und in der Erklärung, 
daß die Gendarmen nichts zu befehlen hatten, ohne thätliche oder wörtliche Ber 
leidigung (Nr. 195); 9. in einer Beſchimpfung im verſchloſſenen Zinmer (Nr. 196); 
10. in der indirecten Beſchuldigung eines Diebſtahls (Nr. 197). 


ſich in einem ſolchen Falle bereit erklärt haben muß, das Dienſtverhält⸗ 
niß fortzuſetzen, iſt weder im Handelsgeſetze noch in der Gewerbeordnung 
vorgeſchrieben und überdies in der Regel der Natur der Sache nach 
unthunlich. Die Gewerbeordnung beſtimmt im § 79, daß in einem 
ſolchen Falle, wie der vorliegende, der Dienſtgeber dem Gehilfen ſeinen 
Lohn und die ſonſt bedungenen Bezüge bis zur Kündigungsfriſt zu 
bezahlen habe. Es ſtellt ſich ſonach, da Zeit und Lohnbetrag nicht 
beſtritten iſt, der Klagsanſpruch auch in dieſer Richtung als gerecht⸗ 
fertigt dar. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte über Reviſion des Ge- 
klagten mit Urtheil vom 15. October 1884, 3. 10.745, das oberlandes⸗ 
gerichtliche Urtheil mit folgender Motivirung: 

Der durch das ſtrafgerichtliche Urtheil feſtgeſtellte Thatbeſtand, 
ſowie die vorliegenden Briefe des Geklagten laſſen erkennen, daß der 
Geklagte den in ſeinen Dienſten ſtehenden Kläger in einer ſolchen 
Weiſe behandelte, welche dieſem nach Art. 61--63 H. G. das Recht 


einer vorzeitigen Vertragsauflöſung einräumte. Sein Verlaſſen des 
Dienſtortes erſcheint gerechtfertigt, da der Grund ſeiner Entfernung ein 
ſolcher war, welcher ein längeres Zuſammenwohnen der beiden Streit- 
theile, das bei der Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes nicht zu vermeiden 
geweſen wäre, als unthunlich erſcheinen ließ, dem Kläger daher nicht 
zugemuthet werden konnte, bis zur Erwirkung einer richterlichen Eut⸗ 
ſcheidung über ſein Anſuchen auf Löſung des Dienſtverhältniſſes aus⸗ 
zuharren. Da die Löſung des Dienſtverhältniſſes in einem ſchuldbaren 
Verhalten des Geklagten ihren Grund hat, ſo muß dieſer für die daraus 
entſtandenen nachtheiligen Folgen haften. Dieſe Haftung iſt allerdings 
nicht nach der Gewerbeordnung — der § 73 dieſes Geſetzes läßt 
hierüber keinen Zweifel, — ſondern nach den allgemein civilrechtlichen 
Beſtimmungen zu beurtheilen, deren Anwendbarkeit das Handelsgeſetzbuch 
gewiß nicht dadurch ausſchließen konnte, daß es die Löſung von Erſatz⸗ 
fragen nicht in feinen Bereich gezogen hat. Die Grundlage für die 
Begrenzung der Erſatzpflicht bildet die vom Geklagten ausgeſtellte 
Urkunde vom 17. November 1882, aus welcher erhellt, daß dem 
Geklagten durch die Löſung des Dienſtverhältniſſes ein viermonatlicher 
Lohn entgangen iſt. Hiebei muß die ganze vertragsmäßige Dienſtzeit 
in Anſchlag gebracht werden, da es nur dem Kläger, keineswegs aber 
dem Geklagten zuſtand, das Dienſtverhältniß vor Ablauf dieſer Zeit 
aufzuheben. Der Monatslohn iſt auf 100 fl. feſtgeſetzt worden. Der 
Umſtand, daß der verabredete Lohn ein Entgelt der Dienſte des 
Klägers ſein ſollte, die aber während der letzten vier Monate nicht 
geleiſtet wurden, kann der Zuerkennung des angeſprochenen Lohnes 
nicht im Wege ſtehen, da man doch nicht im Zweifel ſein kann, daß 
die Fortſetzung der Dienſtleiſtung nur durch ein Verſchulden des 
Geklagten verhindert wurde. Bei dieſer Sachlage würde das Verſagen 
des bedungenen Lohnes dem Grundlage des 8 1155 a. b. G. B. 
widerſtreiten. Die Anwendbarkeit dieſer Beſtimmung kann im vorliegen— 
deu Falle, nach der Natur der Sache, nicht von einer beſonderen Er- 
klärung der Bereitwilligkeit zur Dienſtleiſtung abhängig gemacht werden; 
denn es handelte ſich ja nicht um das Nichteingehen, ſondern um das 


durch den Geklagten verurſachte Abbrechen eines bis dahin ununter- | 


brochen fortgeſetzten Dienſtverhältniſſes. Der Anſpruch des Klägers iſt 
demnach als begründet anzuſehen. Jur. Bl. 


Geſetze und Verordnungen. 
1884. II. Semeſter. 


Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärnten. 


XII. Stück. Ausgeg. am 17. Juli. 15. Geſetz vom 2. Juli 1884, 
wirkſam für das Herzogthum Kärnten mit Ausnahme der Landeshauptſtadt 
Klagenfurt, betreffend die Einhebung von Taxen für Dienſtesverrichtungen der 
Gemeinden. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 27. Juli. — 16. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 23. Juli 1884, Z. 7476, betreffend die Ver⸗ 
längerung der Bewilligung zur Einhebung von Mauthgebühren an der Drau— 
überfuhr des Jakob Dimſchnigg in Oberdorf bei Schwabegg. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 16. Auguſt. — 17. Geſetz vom 11. Juli 1884, 
betreffend die Regulirung des Glanfluſſes. 

XV. Stück. Ausgeg. am 19. Auguſt. — 18. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 10. Auguſt 1884, Z. 8006, betreffend die Richtig⸗ 
ſtellung der Entfernungen „Eiſenbahnſtation Dölſach-Landesgrenze“ und „Eiſen⸗ 
bahnſtation Dölſach⸗Winklern“. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 10. September. — 19. Verordnung der Mini⸗ 
ſterien des Innern und des Ackerbaues vom 24. Auguſt 1884, ad 3. 11.348, 
betreffend die Feſtſtellung der Geſchaftsordnung der Drauregulirungs⸗Commiſſion 
für Kärnten. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 4. October. — 20. Geſetz vom 8. September 
1884, betreffend die Erhaltung der Steiner Draubrücke. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 11. October. — 21. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 4. October 1884, 3. 10.122, betreffend den 
Fortbezug der Mauthgebühren bei der Seilüberfuhr über die Drau bei Lippitz⸗ 
bach. — 22. Kundmachung der Grazer Poſt⸗ und Telegraphendireetion vom 
29. September 1884, betreffend die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für das Winter⸗ 
ſemeſter 1884 85. 
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XIX. Stück. Ausgeg am 2. December. — 23. Kundmachung der k. 
Landesregierung in Kärnten vom 28. November 1884, Z. 12.255, betreffend die 
Beibehaltung der vierten Altersclaſſe für die Stellung 1885 im Kronlande Kärnten, 
die Feſtſetzung der Meldepflicht und die Fortdauer der Wirkſamkeit des Ver⸗ 
ehelichungsverbotes für die dieſer Altersclaſſe angehörigen Stellungspflichtigen 
des Jahrganges 1862. 

XX. Stück. Ausgeg. am 6. December. — 24. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 2. December 1884, betreffend die Vergütung 
der Mittagskoſt bei Militär-Durchzügen im Jahre 1885. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 12. December. — 25. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 7. December 1884, 3. 12.615, betreffend die 
Verpflegsgebühr im öffentlichen Krankenhauſe zu Wolfsberg. — 26. Kundmachung 
der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 8. December 1884, 3. 12.662, 
betreffend die Verpflegsgebühr in der Landes⸗Irrenanſtalt zu Klagenfurt für das 
Jahr 1885. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 26. December. — 27. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Kärnten vom 14. December 1884, 3. 12.942, betreffend die 
Beſtimmung der zu den periodiſchen Waffenübungen im Jahre 1885 einzube— 
rufenden Jahrgänge der Landwehr-Mannſchaft. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Finanzminiſterium Joſeph 
Freiherrn von Menſi-⸗Klarbach anläßlich deſfen Penſionirung die Allerhöchſte 
Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſeeretär im Handelsminiſterium 
Dr. Richard Haſenöhrl das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Steuer⸗Oberinſpector Franz Linha anläßlich 
deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Finanzrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Controlor der Staatsſchuldencaſſe Georg Schwin— 
genſchlegl auläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und Charakter eines 
Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur der Dikaſterialgebäude-Direction 
in Wien Vincenz Weſtermayer anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und 
Charakter eines Dikaſterialgebäude⸗Directors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem proviſoriſchen Forſtverwalter Joſeph Ludwig 


das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Statthalterei-Officiale Mathias Wilfing in 
Wien den Titel und Charakter eines Hilfsämterdirections-Adjuncten verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Karl Schmidt zum Steuer- 
Oberinſpector für Oberöſterreich ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Secretär der niederöſterreichiſchen Finanz— 
procuratur Dr. Alan Thomas zum Finanzrathe und den Adjuncten dieſer 
Procuratur Dr. Oscar Wodickh zum Secretär ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzwach-Obercommiſſär Karl Veltze zum 
Finanzinſpector in Pola und den Finanzinſpector Otto Ritter von Zimmer- 
mann zum Finanzinſpector in Capodiſtria ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Guſtav Meeſcheder zum 
Oberpoſteontrolor in Troppau, den Poſtverwalter Adolph Wawra zum Ober- 
poſtverwalter in Oderberg und den Poſtcontrolor Karl Bartl zum Oberpoſt⸗ 
verwalter in Olmütz ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Oberpoſteontrolor Johann Kromp in Lem 
berg zum Oberpoſtverwalter in Stanislau ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den mit Titel und Charakter 
eines Chefgeologen bekleideten Geologen Dr. Emil Tietze zum Chefgeologen, die 
Adjuncten Michael Vabek und Dr. Alexander Bittner zu Geologen und den 
Prakticauten Friedrich Teller und den Aſſiſtenten Heinrich Freiherrn von 
Foullon zu Adjnuncten der geologiſchen Reichsanſtalt ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Adjuncten Anton Gerzabek zum Berg⸗ 
commiſſär ernannt. 

Der Ackerbanminiſter hat den Oberförſter Michael Beyer in Zinkenbach 
zum Oberforſt⸗Ingenieur der Forſt⸗ und Domänendirection in Görz ernannt. 


Erledigungen. 


Forſttechnikersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe im Forſtorganismus der 
politiſchen Verwaltung für Tirol und Vorarlberg, bis 10. Juli. Amtsbl. Nr. 135.) 

Oberfinanzrathsſtelle bei der niederöſterreichiſchen Finanz-Landesdireetion in 
der ſechſten Rangsclaſſe, bis Mitte Juli. (Amtsbl. Nr. 137.) 

Bauadjunctenſtelle im Bereiche des Staatsbaudienſtes in Dalmatien, bis 
12. Juli. (Amtsbl. Nr. 137.) 


DEE Siezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſaumt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 8 der Erkenntniſſe 1885. 


Nebſt einem Proſpecte von Ferd. Enke's Verlag in Stutt- 
gart, „von Kirchenheim, Einführung in das Verwaltungsrecht“ 
betreffend. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


